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Im Oktober 1973 diskutierten in Stuttgart1 
21 Psychologen, Soziologen, Verwaltungsange­
stellte, Sozialarbeiter, Journalisten, Mitglieder 
von Ratsgremien und Bürgerinitiativen über 
»Bürgerinitiativen«. 18 hatte das Praxis-, 20 das 
Theorieinteresse nach Stuttgart getrieben. Neun 
gehörten einer politischen Partei an, fünf davon 
glaubten, ihre Partei vertrete ihre Bedürfnisse 
nur unzulänglich. In diesem Kreis spielte man, 
nachdem sich die Mitglieder etwa eine Stunde 
lang kennengelemt hatten, ein Soziodrama2: 
Bürgerinitiative fordert von Stadtverwaltung 
Bau eines Spielplatzes.

Es gab keinen Text und keinen Regisseur, 
lediglich vier Darsteller: Bürgermeister und 
Kämmerer auf der einen, zwei Sprecher der 
Bürgerinitiative auf der anderen Seite. Ergebnis 
des Rollenspiels: Die »Beamten« wimmelten das 
Begehren der Bürger erfolgreich ab. Ihre Argu­
mentation war bekannt, wir erfahren sie täglich 
auf allen nur möglichen Gebieten. Gewiß, auch 
der Bürgermeister ist für den Spielplatz, aber 
im laufenden Haushaltsjahr ist -  leider -  nichts 
mehr zu machen und im nächsten müsse man 
sehen . . .  Auftrag an den K äm m erer. . .  Auf­
forderung, sich mit dem berechtigten Anliegen 
im nächsten Jahr nochmals -  rechtzeitig -  zu 
melden. Basta! Und niemand aus dem Audito­
rium widersprach dieser Rollensicht der Ver­
waltung. Wir sehen: Andere Strategie, Taktik 
und Mittel sind notwendig, die Bürokratie in die 
demokratischen Knie zu zwingen. Versuchen 
wir zu klären, warum sich die Institution Büro­
kratie (Behörden, Ratsversammlungen, Parla­
mente) so verhält, wie sie sich verhält: büro­
kratisch.

Die Auseinandersetzung zwischen Bürgerini­
tiative und Behörde ist ein sozialer Rollenvoll­
zug. Die Rolle, die der Beamte dabei spielt, ist 
Ergebnis gesellschaftlicher und geschichtlicher 
Entwicklung, die den gesamten Apparat ge­
prägt hat und noch immer prägt. Diese Rolle er­
laubt es dem Beamten, sich in den Schutz des



Apparates zurückzuziehen; er braucht sich nicht 
ständig neu wechselnden Tagesförderungen an­
zupassen. Sein Verhalten wird zur Routine. In 
der Praxis der Bürgerinitiativen sieht das so 
aus: »Ein Trick der Behörden ist es, Probleme 
eine Ebene weiter nach oben zu verlagern -  zur 
Regierung oder noch besser in die Gesetzge­
bung, und damit ihre eigene Entscheidung als 
Sachzwang oder höhere Gewalt zu deklarieren, 
um die Verantwortung abzuschieben.«3

In dem Maße nun, in dem sich der Behörden­
apparat in seiner eigenen Routine verfängt, nicht 
mehr kontrollierbar ist, verselbständigt er sich. 
»Die Annahme, bei der Staatsbürokratie handle 
es sich um eine neutrale Agentur, die eine 
letztlich vom Willen des Volkes bestimmte Po­
litik ausführe, ist eindeutig unhaltbar.«4

Dieses Urteil fällen -  analysiert man ihre 
Schriften -  mehr oder weniger alle Bürgerinitia­
tiven. Sie sprechen von den üblichen Fehlpla­
nungen. »Im Märkischen Viertel sind die Be­
hörden vor allem an Beruhigung der Situation 
interessiert und antworten auf jede Politisierung 
der Bürgerinitiativen mit einem Fächer von 
Maßnahmen, die der Beschwichtigung dienen.«5

Max Weber, der Ideologie wohl unverdäch­
tig: »Stets ist die Machtstellung der vollentwik- 
kelten Bürokratie eine sehr große, unter nor­
malen Umständen eine überragende. Einerlei, 
ob der >Herr<, dem sie dient, ein mit der Waffe 
der >Gesetzesinitiative<, des >Referendums< und 
der Beamtenabsetzung ausgerüstetes >Volk<, ein 
mit dem Recht oder der faktischen Maßgeblich- 
keit des >Mißtrauensvotums< ausgerüstetes, auf 
mehr aristokratischer oder mehr dem okrati­
schen Basis gewähltes Parlament oder ein . . . 
vom Volk gewählter P räsiden t. . . ,  stets befin­
det er sich den im Betrieb der Verwaltung ste­
henden geschulten Beamten gegenüber in der 
Lage des >Dilettanten< gegenüber dem >Fach- 
mann<. Dieser Überlegenheit des berufsmäßig 
Wissenden sucht jede Bürokratie noch durch das 
Mittel der Geheimhaltung0 ihrer Kenntnisse



und Absichten zu steigern. Bürokratische Ver­
waltung ist ihrer Tendenz nach stets Verwaltung 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit. Die Büro­
kratie verbirgt ihr Wissen und Tun, soweit sie 
irgend kann . . . Der Begriff des >Amtsgeheim- 
nisses< ist ihre spezifische Erfindung.«7

Ein Praktiker (und Theoretiker) der Bürger­
initiativen, Dr. Roland Günter, 37, Bonn, Kunst­
historiker und Hochschuldozent, argumentiert 
aus Erfahrung ähnlich: »Der Fachmann wird 
häufig vorgeschoben als einer, der die Bedürf­
nisse der Bevölkerung am besten kenne, habe er 
sie doch als Fach studiert. Die Bedürfnisse von 
Menschen verschiedener Schichten lassen sich 
jedoch nicht an der Hochschule erfahren, son­
dern nur von ihnen selbst und im wesentlichen 
erst in der jeweiligen Situation.«8

Dieser Satz führt mitten hinein in die Proble­
matik der Wechselwirkung zwischen Behörde 
und Bürgeraktion, in die Frage, welche Struk­
tur eine Initiative haben sollte, um mit Aussicht 
auf Erfolg in den Kampf gehen zu können.

Die Situation ist da. Sie hören, daß der Stadt 
der Kahlschlag droht, weil noch immer ein Pla­
ner dem Phantom »automobilgerechte Stadt« 
nachjagt. Ihre Reizschwelle wird überspült. Jetzt 
reicht’s. Sie werden initiativ. Wie?

Roland Günter, Mitinitiator so erfolgreicher 
Initiativen wie »Stadtentwicklungsforum Bonn«, 
»Südstadt Bonn«, »Arbeitersiedlung Eisen­
heim «9 rät als Auftakt zu einer klärenden Dis­
kussion mit Freunden: » . . .  ’ne Menge drüber 
reden und gucken. Wenn Sie dann den Kopf 
voller Ideen haben, dann wenden Sie sich am 
besten an Ihre Freunde, denn mit denen dürften 
Sie ja in den vergangenen Jahren alle zwischen 
Ihnen stehenden Konflikte ausgetragen haben. 
Das Vorhaben ist schwierig genug. Machen Sie 
sich daher nicht selbst Schwierigkeiten. Wichtig: 
Die Gesprächspartner brauchen keine Genies 
zu sein. Aber sie sollten Engagement zeigen und 
Ihres Sinnes sein.«

Die Vorüberlegungen im Freundeskreis sind

a) »Vorausgesetzt, da ist eine 
stabile Kerngruppe, die ge­
meinsam ein -  begrenztes -  
Ziel verfolgt, vorausgesetzt, die 
Mitglieder der Kerngruppe 
verfügen über hinreichende In ­
form ationen zu den psycholo­
gischen, sozialen und politi­
schen Im plikationen des von 
ihnen aufgegriffenen Problems, 
vorausgesetzt, die Sache, um 
die es geht, ist für einen gro­
ßen Personenkreis nicht nur 
relevant, sondern auch prak­
tisch einsichtig, vorausgesetzt, 
Phantasie, Artikulationsver-



abgeschlossen. Sie sind entschlossen, zusammen 
mit drei Freunden (Kerngruppe) tatsächlich was 
zu tun. Seien Sie sich zu Beginn dann über (a) 
im klaren.

Solange Sie nur zu viert sind, treffen Sie sich 
am besten zu Hause. Die Szenerie ist anregen­
der, ruhiger, übersichtlicher, Sie werden nicht 
abgelenkt. Aufgabe der Kerngruppe ist es nun, 
ein zweites Treffen in größerer Runde vorzu­
bereiten (b).

Zwar können Sie auch mit vier Mann die 
Stadtverwaltung in ihre Schranken verweisen, 
aber je kleiner die Gruppe, desto geringer die 
politische Breitenwirkung, desto größer die Ge­
fahr, ins schiere Happening abzugleiten (c, d).

Sie verbreitern die Basis. Jeder bringt noch 
ein paar Gesinnungsgenossen mit (wichtig: 
gleiche Wellenlänge). Sie operieren bis jetzt 
noch immer im weiteren Bekanntenkreis. Presse­
öffentlichkeit wird noch nicht hergestellt. Ge­
wiß, es gibt Initiativen, die überhaupt erst mit 
einer Pressenotiz begonnen haben, aber es ist 
besser, anfangs organisatorische, strategische 
und taktische Fragen in noch überschaubarer 
Runde zu klären. Diskutieren Sie jetzt das Pro­
blem zum zweitenmal. Übernehmen Sie die Ge­
sprächsleitung, moderieren Sie! Jeder soll sich 
vorstellen, sagen was er macht, wo er wohnt, 
warum er mitmachen will. Halten Sie die Atmo­
sphäre locker (e). Eine solche Vorstellung bie­
tet schon erste Anhaltspunkte für eine spätere 
Aufteilung der Arbeit (Druck, Kontakte, Re­
cherchen, Telefonate, Dokumentation). Tragen 
Sie nochmals vor, warum Sie initiativ werden 
wollen. Was ist schlechte Planung am Kahl­
schlag der Stadt? Diskutieren Sie, was man ma­
chen kann, den Kahlschlag zu verhindern 
(Brainstorming).

Welche Aktionen sind realistisch und erfolg­
versprechend? Wo beginnt die Utopie? Welche 
Steigerungen sind möglich? Welche Strategie ist 
erforderlich? Es empfiehlt sich z. B nicht, zu 
Beginn gleich den Oberbürgermeister in die

mögen und Organisationstalent 
sind vorhanden: dann mag 
auch in dieser mit Blindheit 
und Indolenz geschlagenen 
Gesellschaft ein wenig, ein 
wenig verändert werden kön­
nen. Ein verrückter Optimis­
mus gehört auch dazu; wer den 
nicht hat, wird bald müde.« 10

b) »Informationen, Aufrufe 
und Flugblätter reichen als 
Anreiz für die M itarbeit in 
Aktionsgruppen nicht aus.
Eine Analyse mehrerer Bür­
gerinitiativen ergab, daß ihre 
aktiven Kerne in der Regel 
von menschlichen Beziehungen 
getragen werden, die schon vor 
der unmittelbaren Aufgabe be­
standen. Ihre Motivierungen 
waren gemeinsame Interessen, 
verstärkt durch affektive M o­
mente (Sympathie u. a.).« 11
c) »Bürgerinitiativen gewinnen 
ihre Mitglieder in der Regel 
nur durch persönliche G e­
spräche. Vor allem bei den 
zuziehenden Intellektuellen 
haben Aktionsgruppen relativ 
gute Chancen.« 12

d) »Bürgerinitiativen brauchen 
Personen, über die sich die Be­
völkerung mit der Aktion 
identifizieren kann. Das war
z. B. im M ünchner Lehel ein 
Lehrer in mittlerem Alter.« 13

e) »Die M oderatoren müssen 
dafür sorgen, daß die in der 
Regel vorhandene spannungs­
reiche Bandbreite in der . . .  
Gruppe fruchtbar genutzt wird. 
Puristische M aßstäbe bedeuten 
in der Regel das Ende von 
Bürgerinitiativen.« 14

f) »Wozu Menschen nicht 
wirklich motiviert sind, das 
erfüllen sie selbst dann nicht, 
wenn sie es unterschrieben



Pfanne zu hauen. Oft ist es besser, den Sack zu 
schlagen, wenn man den Esel meint. Sie müs­
sen jetzt schon eine Dramaturgie für die näch­
sten Monate entwerfen; mitten in den Aktionen 
ist es dafür meistens zu spät. Allerdings muß 
Ihr Strategiekonzept veränderbar sein, wenn es 
die Praxis fordert. Manches Mitglied der Ini­
tiative macht einen Lernprozeß mit, wird ent­
schiedener und radikaler. Andere resignieren 
vielleicht, wenn kurzfristig keine Erfolge zu er­
zielen sind. Bevor aber diese Fragen alle -  vor­
läufig -  entschieden sind, taucht (da wir ja in 
Deutschland sind) die Frage auf, welchen juri­
stischen Rahmen sich die Initiative geben soll. 
Wir haben uns darüber mit Rainer Enzweiler, 
einem Rechtsreferendar aus Duisburg-Ham­
born, unterhalten. Seinen Überlegungen stellen 
wir die Praxisberichte von Bürgerinitiativen ge­
genüber (f, g, h, i).

Rechtsformen für Bürgerin itiativen im 
Rahmen des geltenden Rechts

Rainer Enzweiler: »In Betracht kommen zu­
nächst der rechtsfähige und der nicht rechtsfä­
hige Verein. Der allgemeine Sprachgebrauch 
bezeichnet sie auch als eingetragenen (e. V.) und 
nicht eingetragenen Verein. Die Rechtsform 
eines Vereins empfiehlt sich immer dann, wenn 
mit einer größeren, aber wechselnden Zahl akti­
ver Bürger gerechnet werden kann. Besteht eine 
Bürgerinitiative dagegen nur aus einer kleinen 
Gruppe, die nicht nennenswert erweitert wer­
den soll, so kann man an die Gründung einer 
sogenannten BGB-Gesellschaft (§ 705 Bürger­
liches Gesetzbuch) denken. Voraussetzung sollte 
jedoch ein gutes persönliches Verhältnis der Be­
teiligten untereinander sein, da jeder Gesell­
schafter für Schulden, die im Namen der Gesell­
schaft gemacht worden sind, persönlich einste­
hen muß. Falls ein Gesellschafter nicht zah­
lungsfähig ist, haben die übrigen Gesellschafter

haben . . .  Erfolgreiche Bürger­
initiativen haben in der Regel 
auf juristische Fixierungen 
verzichtet. Sie waren dadurch 
in der Lage, ihre Energie im 
wesentlichen nach außen zu 
richten. Jede Verwaltung kann 
mühelos die Mitgliederzahlen 
eines Vereins in Erfahrung 
bringen und etwa darauf ver­
weisen, die Bürgerinitiative 
habe doch nur 70 Leute . . .  
Daß es ohne Verein geht, zeigt 
das >Stadtentwicklungsforum 
Bonn<, das seit dem Frühjahr 
1969 existiert. Es hat keine 
Satzung, keine Vorsitzenden, 
keine Kompetenzen. Sprecher 
der informellen Gruppe ist 
jeweils, wer es nach Sache und 
Rolle nützlich findet -  nach 
Rückkopplung mit der 
Gruppe.« 15

g) » . . .  fällt auf, daß fast jede 
Initiativgruppe zunächst 
einen eigenen eingetragenen 
Verein gründete und gar 
mehrfach umgründete. V er­
einssatzungen und Geschäfts­
ordnungen für die Vereinsvor­
stände bewirkten eine Form a­
lisierung der Aktivität, die 
Eltern mit einer gewissen 
bürokratischen Erfahrung 
begünstigte, aber Arbeiter 
ohne die berufliche Form albil­
dung fernhalten konnte.« 16

h) »Die Übernahme juristischer 
Form en, die in der Regel 
gesellschaftspolitisch rückwärts 
orientiert sind, und herköm m­
liche Verhaltensm uster sowie 
der Mangel an Reflexion dar­
über sind oft genug G rund 
dafür, daß Bürgerinitiativen 
intern scheitern. Sie brauchen 
vielmehr eine Fülle von neuen 
Verhaltensweisen: Das beginnt



den Ausfall im Verhältnis zu tragen. Selbst 
wenn jemand aus der Gesellschaft wieder aus- 
scheiden möchte, muß er für die Gesellschafts­
schulden anteilig aufkommen.«

Wenn vier Freunde je eine M ark zusammen 
beim Lotto-Spiel einsetzen, dann haben sie au­
tomatisch schon eine BGB-Gesellschaft gegrün­
det.

Vor- und Nachteile eines rechtsfähigen 
Vereins

Rainer Enzweiler: »Die Eintragung in das 
Vereinsregister, durch die ein Verein die Rechts­
fähigkeit erlangt, erfordert Förmlichkeiten: Aus­
arbeitung einer Satzung, Bestellung des Vor­
standes, Anmeldung mittels öffentlich beglau­
bigter Erklärungen etc. Abgesehen davon ist im 
Gründungsstadium einer Bürgerinitiative meist 
noch ungewiß, ob die Begeisterung für eine be­
stimmte Sache weiter anhält und welche Ziele 
man auf längere Sicht verfolgen will. Bleibt man 
länger zusammen, so sprechen in der Tat eine 
ganze Reihe von Vorteilen für die Umwandlung 
der bisher nicht rechtsfähigen Bürgerinitiative in 
einen rechtsfähigen Verein. Der wesentliche Un­
terschied zwischen rechtsfähigem und nicht 
rechtsfähigem Verein besteht darin, daß der 
rechtsfähige Verein im rechtlichen Sinne eine 
selbständige Person darstellt. Man spricht von 
der sogenannten juristischen Person. Der nicht 
rechtsfähige Verein dagegen hat keine eigene 
Rechtspersönlichkeit, sondern er existiert nur 
durch die Gesamtheit seiner Mitglieder. Man 
spricht von der Gesamthandsgemeinschaft. Diese 
Unterscheidung hat bedeutende rechtliche Fol­
gen. So müssen die Mitglieder eines nicht rechts­
fähigen Vereins für unerlaubte Handlungen, die 
vom Vorstand oder sonstigen Organen des Ver­
eins begangen werden, haften, wenn sie bei der 
Auswahl der bestellten Personen die im Ver­
kehr erforderliche Sorgfalt nicht beachtet haben

mit der Selbstkontrolle im 
emotionalen Bereich und der 
Selbstmotivierung und führt 
zur Anerkennung unterschied­
licher Rollen, der ständigen 
Rückkopplung mit der 
Gruppe bis hin zur Rollen­
rotation -  um nur einiges zu 
nennen.« 17

i) »Einigen in der Interessen­
gemeinschaft organisierten 
Obdachlosen waren solche 
A ktionen (Obdachlosenkinder 
besetzten ein >Amt für die 
Beseitigung von Wohnungs- 
notständen<, die Red.) zu 
direkt, zu militant und vor 
allem zu politisierend. Sie 
trennten sich von der Bürger­
initiative > Interessengemein­
schaft Obdachlosigkeit«, grün­
deten den Konkurrenzverein 
Interessengem einschaft 
Obdachlosigkeit e. V.< und 
ließen sich vom städtischen 
Liegenschaftsamt ein Büro 
mieten, sowie m it Schreibtisch, 
Telefon und Stempel ausstat­
ten. Die behördlich genehmigte 
Pseudointeressenvertretung 
durfte ein paar Dutzend W oh­
nungen vermitteln, bei Be­
wohnerversammlungen vor der 
anderen Initiative warnen und 
im Sinne moderner reaktionä­
rer Sozialarbeit einen Teil des 
Elends selbst verwalten.« 18



(§ 831 BGB). Wer im Namen des nicht rechts­
fähigen Vereins ein Rechtsgeschäft einem Drit­
ten gegenüber vornimmt, haftet persönlich (§ 54 
Satz 2 BGB). Das bedeutet, daß beispielsweise 
ein Vereinsmitglied, das den Druck von Flug­
blättern in Auftrag gibt, die Flugblätter selbst 
in voller Höhe bezahlen muß, falls der Drucker 
aus irgendwelchen Gründen sein Geld nicht 
vom Verein erhält. Anders dagegen verhält es 
sich beim rechtsfähigen Verein. Hier haftet der 
Verein als juristische Person, das heißt das Ver­
einsvermögen. Die persönliche Haftung der 
Mitglieder ist auf das Vereinsvermögen be­
schränkt.«

Die juristischen Fragen sind geklärt, jetzt 
braucht die Firma einen Namen (j).

Die Entscheidung ist gefallen. Die Initiative 
heißt »Anti-Kahlschlag-Forum«. Sie bereiten 
die nächsten Aktionen vor und berücksichtigen 
dabei folgende Erfahrungen: Keine Hierarchie­
bildung mit Pöstchenreiterei, sondern gleichbe­
rechtigter Kreis; wenig Formalisierung; Füh­
rung durch Arbeit und Anwesenheit; wer arbei­
ten will, soll auch die Aufgabe bekommen, muß 
aber Versprochenes halten; Abstimmungen ver­
meiden, innere Kompromißbereitschaft, subtile 
Rückkoppelung, nichts unternehmen ohne den 
Rat von zwei weiteren Personen; Vertrauen: es 
brauchen nicht immer alle gefragt zu werden, 
wenn schnell gehandelt werden muß. Die Stärke 
der Bürgerinitiative liegt darin, daß sie unkon­
ventionell handelt und auftritt: schnelle Straßen­
aktionen, Medieneinsatz, sich nicht an bürokra­
tische Spielregeln (k) halten, unsoziale Regeln 
mit gezielt kalkuliertem Risiko auch übertreten. 
Aber: kein individuelles Heldentum, kein per­
sönlicher Amoklauf, keine Gewalt, keine Ge­
fährdung von Helfern oder Unbeteiligten.

Der nächste Schritt führt direkt in die Öffent­
lichkeit. Sie laden zu einer Pressekonferenz (1, 
m) ein. Sie geben klar zu erkennen, daß Sie noch 
mehr Bürger auffordern, der Initiative beizutre­
ten. M adien Sie sich aber keine Illusionen.

j) »Der Name muß schön 
plakativ sein. Das ist das wich­
tigste bei der Institution und 
nicht die Institution selbst. 
Dadurch kriegt die Sache nach 
außen Gewicht. Leider sind die 
Leute in den Verwaltungen ja 
so doof, die fallen ja nur auf 
Imponiergehabe herein.« 19

k) »Wer Bürgerinitiative schafft 
und sich auf die >gewählten 
Volksvertreter« verläßt, macht 
Bürgerinitiative zum Instru­
ment der Herrschenden, auf 
dem sie nach Lust und Laune 
ihr Liedlein spielen. W er das 
erkennt, und sich nicht ver­
schaukeln lassen will, muß eine 
schlagkräftige Initiative ergrei­
fen, die -  im ganzen Land 
den gewählten Volksvertretern 
den Boden unter den Füßen 
heiß m ach t. . .«  20



Breite Bevölkerungsschichten einer Stadt kön­
nen unter den herrschenden gesellschaftlichen 
Bedingungen nicht -  oder zumindest nicht of­
fen -  in Bürgerinitiativen mitwirken (n).

Sie stellen sich und Ihre Forderungen vor. Da 
die Presse ein heikles Instrument ist, sollten sie 
folgendes beachten:

Laden Sie am Anfang die Presse-, Hörfunk- 
und Fernsehredaktionen (nicht einzelne Jour­
nalisten, die Sie vielleicht schon kennen, man­
cher Redaktionschef reagiert empfindlich, wenn 
er übergangen wird) rechtzeitig schriftlich ein. 
Suchen Sie erst später auch näheren Kontakt zu 
einzelnen Journalisten; laden Sie diese dann 
gezielt ein. Nicht anbiedern. Benennen Sie den 
Journalisten Namen von aktiven Leuten aus der 
Initiative, die in Zukunft Auskunft geben kön­
nen. Erwarten Sie nicht allzuviel Verständnis 
und Entgegenkommen. Rechnen Sie auch mit 
Anti-Berichterstattung. Berücksichtigen Sie die­
se Zeitung zukünftig dennoch. Oft wollen Jour­
nalisten ganz anders, als sie bei ihrem Blatt 
können. Drohen Sie mit wirtschaftlichen Sank­
tionen nur bei nachweisbar groben Verstößen 
gegen die journalistischen Pflichten (bei großen 
Zeitungen wahrscheinlich zwecklos; bei kleine­
ren die Konkurrenzsituation am Ort beachten). 
Und mancher Journalist muß noch kräftig an 
sich arbeiten, ehe er den Bewußtseinsstand er­
reicht, den Sie natürlich schon haben. Sie, Ihre 
Argumente, Ihre Aktionen helfen ihm dabei. 
Machen Sie einen Presse-Spiegel. Auch Journa­
listen sind eitel. Und dabei haben sie immer mit 
dem psychischen Problem zu kämpfen, das schon 
Bismarck deutlich sah: Sie sind wie Spatzen, 
die in der Furche hinter dem Pflug herhüpfen 
und in den Äpfeln, die das Pflugpferd fallen 
läßt, nach Hafer picken.

Bieten Sie alles, was Sie mündlich verkünden, 
auch in schriftlicher Form an. Journalisten sind 
nicht fauler und nicht fleißiger als andere Leute, 
aber auch sie freuen sich, wenn man ihnen die 
Arbeit leicht macht. Verfassen Sie Ihre Erklä-

1) »In einzelnen Fällen, näm ­
lich dann, wenn Presse oder 
Fernsehen darüber Öffentlich­
keit hersteilen wollten, rea­
gierten die Schulbehörden 
überraschend schnell und 
unbürokratisch . . . «  22

m) »Derartig durch die Massen­
medien unter Druck gesetzt, 
die alle recht wohlwollend . . .  
berichtet hatten, versprach der 
Bürgermeister . . .  Räume in 
einem leerstehenden Haus zur 
Verfügung zu stellen.« 23

n) »Bei Untersuchungen der 
Frage, welche Schichten zur 
Zeit am ehesten für Bürger­
initiativen ansprechbar sind, 
zeigte sich, daß einstweilen die 
Leute am ehesten zum H an­
deln bereit sind, die in irgend­
einem Rahmen erfahren 
haben, daß Veränderungen 
überhaupt möglich sind. In 
auswegloser Lage scheint die 
Handlungsfähigkeit gelähmt 
zu sein. So ist es zu verstehen, 
daß die unm ittelbar Betroffe­
nen Fehlplanungen wider­
spruchslos hinnehmen. Die 
Misere selbst regt noch keines­
wegs zum Handeln an. Eine 
Voraussetzung zur Aktion ist 
das -  wenigstens näherungs­
weise -  Bewußtwerden der 
Situation . . .  Es wird verständ­
lich, daß Bürgerinitiativen bis­
her meist von intellektuellen 
Lohnabhängigen getragen wer­
den. Diese Lohnabhängigkeit 
ist es, die die Zahl der initia­
tiven Bürger begrenzt: »In 
einer arbeitsteiligen Gesell­
schaft, die auf Gewinn oder 
enge, vorgegebene Erfolgs­
maximierungen ausgerichtet ist, 
sind die Abhängigkeiten und 
Pressionsmöglichkeiten sehr 
umfangreich -  nicht nur die 
realen, sondern auch viele, die



rungen und Texte so, daß sie der Bürger ver­
steht. Der Soziologie-Student im dritten Seme­
ster hat ohnehin eher theoretisches als prakti­
sches Interesse an Ihnen (siehe dazu auch (o)). 
Formulieren Sie einprägsam (Hilfe von Jour­
nalisten und Textern). Oft übernehmen die Re­
porter schlagkräftige Worte (Amt für Stadtpla­
nung/Amt für Stadtzerstörung). Denken Sie im­
mer daran, dies gilt vor allem für Bürgerinitia­
tiven, die sich gegen Kapitalinteressen (Kultur­
zentrum statt Kaufhaus) wenden: Das Kapital 
bezahlt mit seinen Anzeigen etwa zwei Drittel 
der Kosten einer Zeitung. Die Abonnenten nur 
ein Drittel.

Nach der Pressekonferenz geht’s erst richtig 
los. Jetzt liegt der Fehdehandschuh im Ring. Zu­
mal Sie nicht höflich als Untertan um etwas ge­
beten haben, sondern gefordert. Fordern Sie 
prinzipiell immer! Bitten hilft nämlich nichts, 
gar nichts. Hülfe es, bräuchte man keine Bürger­
initiativen. Hauen Sie hart auf den Tisch, laut 
und vernehmlich. Der Einwand -  »wir verprel- 
len uns die Gesprächspartner« -  zieht nicht. Sie 
verprellen sich Ihre Gesprächspartner sowie­
so (p).

In dem Buch »Spielplatznot« 26 ist das tref­
fend formuliert: Es wird aber auch Situationen 
geben, wo das Auftreten einer Initiativgruppe 
bei der zuständigen Stelle irrationale Ängste 
auslöst und eine Zusammenarbeit verhindert.

Denn Bürgerinitiativen bestreiten das Mono­
pol der politischen Parteien, für Betroffene zu 
sprechen. Aber die Betroffenen sind die besten 
Experten für sich selbst. Zwar entscheiden die 
Parlamente (Behörden) was getan wird, nir­
gends aber steht geschrieben, daß sie die Weis­
heit alleine besäßen, daß man ihnen nicht kräftig 
einheizen dürfe. Die Betroffenen haben auch das 
Grundrecht auf freie Entfaltung auf ihrer Seite.

Wir können diese Auseinandersetzung, die 
jetzt vielleicht beginnt, als einen Kampf um den 
Anspruch, im Besitze der Legitimität zu sein, 
ansehen. Führen Sie den Kampf politisch, nicht

nur in der Vorstellung exi­
stieren, aber die Ängste des 
U ntertanen ständig mobili­
sieren.« 21

o) »Schon zu diesem Zeitpunkt 
zeigte es sich, daß die die 
Kerngruppe bildenden poli­
tisch links orientierten Eitern 
die Last der organisatorischen 
Arbeit scheuten und sich auf 
ein m ehr oder weniger ambi­
valentes Interesse am strate­
gischen Konzept zurückzo­
gen.« 24

p) »Eine Aktionsgruppe kann 
sich taktische Experimente 
leisten. Sie darf sich unter kei­
nen Umständen in die üblichen 
Zwänge einpassen lassen, die 
auf dem Weg über Stilformen 
die Inhalte beschränken. Jede 
Verwaltung darf die U nbe­
rechenbarkeit der Bürgerinitia­
tiven ruhig fürchten.« 25 
»Die Bonner Bürgerinitiativen 
operieren gegen die Apparate 
der Behörden mit einer A rt 
Guerillataktik. Statt ihre G rup­
pen zu vergrößern, versuchen 
sie, neue, selbständige zu grün­
den . . .  Die W irkung von Bür­
geraktionen beruht im wesent­
lichen auf lang andauerndem 
psychologischem Druck auf die 
Entscheidungsträger.« 27 
»Eine Gruppe, die sich nicht zu 
organisieren versteht, ist gesell­
schaftlich nicht vorhanden.« 28 
»Der Bestand einer Demo­



juristisch. Wenn man Demokratie ernst nimmt, 
wehren sich Honoratioren-Demokraten immer. 
Und was die Behörden und ihre Hierarchie be­
trifft: Setzen Sie den Spezialisten die Generali­
sten (q) gegenüber. Die Lebensverhältnisse sind 
zu komplex, um sie den Spezialisten überlassen 
zu können. Dennoch: Siehe (r). Denn Analysen 
und Gutachten der Bürokratie müssen durch­
leuchtet, eventuell Gegengutachten erstellt wer­
den. Angriffspunkte sind z. B.: schlechte Daten­
basis, falsche Ansätze bei der Datenerhebung 
infolge mangelhafter qualitativer Problemer­
kennung, methodische Unzulänglichkeiten, iso­
lierte Problemsicht, Mangel an Komplexität, 
spekulative Thesen, lineare Hochrechnungen 
(anstelle von exponentiellen), Scheinalternativen 
und logische Fehler (s), Beschreibungen von 
historischen d. h. veränderbaren Tatbeständen 
als unveränderbarer Norm, fehlende dialektische 
Analyse, vorgeschobene Risiken, die einen ge­
ringen Wahrscheinlichkeitsgrad haben, selbstge­
bastelte Sachzwänge.

Formal spielt sich die Auseinandersetzung 
jetzt zunächst in den Medien -  Presse, Funk, 
Fernsehen -  ab: Leserbriefe, Erklärungen, Ge­
generklärungen, Solidaritätsadressen, Andro­
hung von Konsequenzen, Gegendrohung mit 
Demonstrationen und Aktionen (t).

Sie müssen gewappnet sein:
Organisatorisch: Wer hält Kontakt zu (z. B.) 

Architekten,
Arbeitern,
Grafikern,
Druckern,
Initiativen im Nachbardorf,
Behörden.
Wer hat viel Zeit (Rentner), 
wer hat weniger Zeit?
Wer kann wen wo agitieren? Z. B.: 
Bekannten- und Verwandtenkreis, 
Kundenkreis, 
am Arbeitsplatz,
Prominente,

kratie ist gebunden an die 
Fähigkeit zum W iderstand 
gegen die Herrschenden.« 29

q) »Mit welcher Brutalität 
die Fernstraßenplaner ihre 
Schneise für die B 56 N /A  204 
auf der Landkarte gleich durch 
drei Bonner N aherholungs­
gebiete gemalt haben, erfüllt 
den objektiven Betrachter mit 
Fassungslosigkeit und Grauen. 
Betroffen sind der Ennert, der 
Venusberg und die H ardthöhe/ 
Witterschlick: Grünzonen, die 
nahezu die einzigen sind, die 
von einem Gutteil der Bonner 
noch zu Fuß zu erreichen sind. 
D er Plan der A 204 stellt daher 
eine ungeheure Provokation 
der Bonner Bürger dar.
Planer dieser unmenschlichen 
Kategorie sind unverzüglich 
aus jeder verantwortlichen 
Position zu entfernen.« 30

r) »Keine Bürgerinitiative 
kommt darum herum, sich 
Spezialkenntnisse anzueig­
nen . . .  aber sich nicht zu eige­
ner Planung verleiten lassen, 
da Zeit und M ittel fehlen . . .  
Bürgerinitiativen haben ihren 
Platz in der Program m pla­
nung.« 31

s) »Ein Musterbeispiel für 
eine verfehlte Verkehrspla­
nung bietet das Vorhaben, in 
Bonn eine innerstädtische 
Nord-Süd-Schnellstraße (B 9) 
auszubauen: Denn, zwischen 
City Bonn, Godesberg und 
Mehlem wird zunächst ver­
sucht, durch den Stadtbahnbau 
Verkehrsnachfrage vom Indi­
vidualverkehr für den öffent­
lichen Verkehr zurückzugewin­
nen. Alsdann wird jedoch 
durch eine neue Schnellstraße



in Vereinen und Verbänden, 
in Kirchengemeinden (stellen auch Ver­
sammlungslokale zur Verfügung), 
in Kneipen.

Finanziell:
Sammlung bei den Mitgliedern. Möglichst 
bald eine Bürgerversammlung einberufen 
-  um die Basis zu stärken, um die Kasse zu 
füllen. Lassen Sie den Hut herumgehen. 
Eine andere Möglichkeit: Beitragstaffelung 
nach Einkommen (bei Gruppen, die eine 
Trägerschaft übernehmen).

Wissensmäßig:
Die Literatur, die zum Thema vorhanden 
ist, muß aufgearbeitet werden. Veranstalten 
Sie Rollenspiele. Sie werden in Ihrer Argu­
mentation sicherer, souveräner. Sie lernen 
die Argumente der Gegenseite (u) kennen 
und schon von vornherein mit in ihre Ge­
sprächstaktik einzubeziehen. Sind die Argu­
mente der Gegenseite richtig, reichen sie 
qualitativ in der Regel nicht aus, Ihre eige­
nen abzuschmettern.
Sie müssen das Ohr im und am Volk haben. 
Bürgerinitiativen sind dann besonders 
stark, wenn sie wirklich Volksinteressen 
vertreten.

Viele, nicht alle Wege führen nun nach Rom. 
Auf die erste Bürgerversammlung folgen wei­
tere. Unbedingt darauf achten, daß immer E r­
gebnisse, Resolutionen, Forderungen produziert 
werden. Für deren Weiterverbreitung sorgen. 
Einzelne Persönlichkeiten herausgreifen, auf 
Versprechungen und Wahlprogramme hin ab- 
klopfen und mit in die Diskussion ziehen. Wenn 
sie vernebeln und abwiegeln, feststellen, daß 
sie vernebeln und abwiegeln. Ob Sie in Parteien 
gehen sollen, hängt von der Situation ab. Ein­
deutige politische Identifikation schränkt die 
Möglichkeiten, Verbündete zu gewinnen, ein. 
Verbündete sind jedoch notwendig -  und sei es 
nur für ein begrenztes taktisches Zweckbündnis. 
Die Situation sollte sich jetzt mehr und mehr

mit erstklassigen Anschlüssen 
zu den Citybereichen der 
Attraktivitätsvorsprung des 
Individualverkehrs wieder 
hergestellt, so daß die teure 
U-Strab (Stadtbahn) im Zeit­
alter der Vollmotorisierung 
der Bevölkerung quasi als 
überflüssige Geisterbahn zwi­
schen Bonn und Godesberg 
verkehren wird. M an finanziert 
folglich nicht nur das M illiar­
denprojekt der B 9, sondern 
zusätzlich die entsprechend 
höheren Defizite der Stadt­
bahn.« 32

t) »Im Rahmen des politisch 
Möglichen darf keine Bürger­
initiative die Illusion hegen, 
daß eine einzelne Aktion viel 
W irkung hat. N ur eine Bünde­
lung vielfältiger M aßnahmen 
hat Aussicht auf Erfolg. Die 
Analyse gelungener Aktionen 
zeigt eine A rt Mosaiktechnik. 
Über Teilerfolge an verschie­
denen Stellen wurde die Ent­
wicklung langsam in der Rich­
tung verändert, in der der 
Gesamterfolg erst möglich 
wurde.« 33

D er Katalog von Aktionsmög­
lichkeiten ist umfangreich.
Sie brauchen Ihr Pulver nicht 
auf einmal zu verschießen.
Oft genügt auch schon die An­
drohung von Aktionen. Die 
Stadt Frankfurt lieferte dafür 
ein Beispiel. Am 30. Juni 1970 
forderte die Bürgerinitiative 
»Verändert die Schule -  jetzt«: 
W ir erwarten eine definitive 
und veröffentlichte Antwort 
bis zum 1. September 1970. 
Gegebenenfalls wird die 
Elternschaft -  wie am 4. 6. 70 
in einer öffentlichen Versamm­
lung beschlossen -  Kampf­
m aßnahm en einleiten. Am 
1. September stellt die Initia-



verdichten bis hin zu kurzfristig zu verwirkli­
chenden Forderungen, bei deren Nichterfüllung 
automatisch Kampfmaßnahmen (go-ins, Selbst­
hilfe) durchgeführt werden. Dabei müssen Sie 
lernen, Fernziele strategisch in kleine machbare 
Schritte zu zerlegen -  andernfalls bleiben Fern­
ziele Träume, kommen statt Erfolgen Frustra­
tionen. Lassen Sie sich von einem Rechtsanwalt 
beraten -  aber nicht ins juristische Zwangskor­
sett (v) zwängen.

So haben viele Bonner Initiativen bis heute 
keine Demonstration je angemeldet. Die Straf­
verfügungen der Polizei schickten sie an den 
Oberstadtdirektor -  und der ließ nie mehr etwas 
von sich hören, in Sachen Strafverfügungen. Die 
Kerngruppe muß sich auf gruppeninteme Aus­
einandersetzung gefaßt machen. Ihr wird Zu­
rückhaltung empfohlen werden müssen (w).

Aber keine Zurückhaltung, keine Mäßigung 
bei der Verfolgung des Ziels der Initiative. Im 
Zweifelsfall müssen Sie mindestens bis zum 
nächsten Wahlkampf durchhalten. Das System 
ändert sich nur langsam und ruckweise, niemand 
gibt seine Privilegien freiwillig auf. Als Anre­
gung für Ihre Aktionen und Demonstrationen 
hier eine Liste dessen, was Bürgerinitiativen 
schon alles als »Machtmittel Davids gegen Go­
liath« eingesetzt haben:

Schwarze Fahnen (Bonn); Fußgängerstaffet- 
ten auf Zebrastreifen gegen Durchgangsverkehr 
(Amsterdam); Hausbesetzungen (Amsterdam, 
Frankfurt); hektografierte Flugblätter; hektogra- 
fierte Dokumentationen; Informationen an das 
Stadtparlament in die Postfächer im Rathaus; 
Ausstellungen (mit geringem Aufwand); mobile 
Ausstellung in Form  eines Autos mit Dachge­
päckträger, Stangen, Bettücher und Großfotos 
bzw. großgeschriebenen Plakaten (Bonn); Wand­
zeitungen -  Siebdruck (Utrecht), Linoldruck -  
an Bauzäunen etc.; transportabler Informations­
kiosk; Hausbesuche (Frankfurt); Planungsbera­
tung am Feierabend (Maryland); Pressekonfe­
renzen; Pressemitteilungen; Leserbriefe; Unter-

tive fest: Das, was die Ad­
ministration als undenkbar 
und unmöglich über Jahre 
hindurch hingestellt hatte, ist 
verwirklicht.

u)»Einige Bürgerinitiativen 
haben in ihr Informationsnetz 
mit Erfolg einen Teil der 
Beamten einbezogen, die sich 
auf G rund hierarchischer 
Strukturen im Hinblick auf 
Entwicklung und Kritik in 
ihren Ä m tern nicht entfalten 
können. Dabei halten sie sich 
sehr streng an das Prinzip der 
Minimierung des Risikos:
D er jeweilige Inform ant darf 
nur einer Person bekannt 
sein.« 34

v) »Bürokratien können prin­
zipiell nur m it individuellen 
»Repräsentanten« von G rup­
peninteressen, die eine >Ver- 
handlungsvollmacht« vorwei­
sen, fertig werden; alles andere 
überlassen sie der Polizei.
A ber sobald sich Bürger­
initiativen auf die Form en 
der Auseinandersetzung be­
schränken, denen Bürokratien 
allein gewachsen sind, zer­
stören sie die Bedingungen 
ihres eigenen Erfolgs.« 35

w) »Es kam zu Auseinander­
setzungen über die zu wählen­
den Mittel, die Kerngruppe 
wurde als zu dominierend 
empfunden und daher be­
kämpft.« 36



schriftensammlungen (nutzen isoliert nichts);
Sichtbarmachen von Planungsfolgen auf einer 
großen Brandmauer an einer Verkehrsstraße 
(Bad Godesberg) gegen die geplante Bonner 
Stadtautobahn; Druck von Kindergeld mit War­
nungen; Aufkleber auf Autos (Bonn), Later­
nen, Bauzäunen etc.; Sichtdemonstrationen mit 
Handtüchern (Märkisches Viertel, Berlin), Fah­
nen (B 9, Bonn), Transparenten (eingängige 
pointierende Slogans); Autokorso (Märkisches 
Viertel); Viertelzeitungen (Märkisches Viertel),
Informationspferdewagen durch Neubauviertel 
(Märkisches Viertel); politisierte Kinderfeste 
(Märkisches Viertel);Erscheinen auf öffentlichen 
Veranstaltungen (Märkisches Viertel); Gegen­
ausstellungen am Tag der Offenen Tür (Bonn);
Protestlieder (VEBA-Aktion); Kataloge und 
Dokumentationen mit Foto und Tonband, 
abendliche Diapositiv-Projektionen auf Plätzen 
(Nordend, Frankfurt); handgemalte Plakate mit 
Großfotos (Bonn); Postkarten (Bonn; 1000 Stück 
kosten rund 70 ,- DM); Filmvorführungen an 
Häuserwänden (Märkisches Viertel, Berlin);
Happenings wie Mundschutz für eine Denkmal­
figur als Protest gegen Abgasvergiftung (Bonn);
Särge (Kölner Norden); Pappmodelle von Bag­
gern oder Hochhäusern (Maxvorstadt München);
Sternmärsche (Mietersternmarsch in München);
Zelt-in (gegen die VEBA-Ansiedlung am Nie­
derrhein); Sitzstreik vor dem Rathaus (Sylt);
Trauerkränze um abbruchbedrohte Häuser 
(Hamburg-Harvestehude); Nachtwachen auf 
Bäumen (Stockholm); schmutzige Wäsche ans 
Rathaus (Protest gegen Luftverschmutzung in 
Port Tennant); Dokumentationszentren (in Am­
sterdam in Cafes).37
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Adressen in itia tiver Bürger

Adressen initiativer Bürger, die sich bereit erklärt haben, Ihnen Informatio­
nen über die ersten Initiativen und über Strategie und Taktik der folgenden 
Auskunft zu geben.

Aber berücksichtigen Sie bei Ihren schriftlichen oder telefonischen Anfra­
gen bitte, daß die M itarbeiter von Bürgerinitiativen im Hauptberuf einer ande­
ren Tätigkeit nachgehen, die Arbeit in der Initiative also in der Freizeit ge­
schieht und meist auch noch privates Geld verschlingt. Legen Sie also auf 
jeden Fall Rückporto bei -  und haben Sie etwas Geduld.

Im übrigen und deshalb haben wir uns auch auf diese knappe Auswahl 
beschränkt, werden Sie bei einigermaßen aufmerksamer Lektüre der Tages­
zeitungen stets auf neue Namen von Bürgerinitiativen und deren Träger 
stoßen. Und gewiß wird auch die Lokalredaktion Ihrer Tageszeitung Ihnen 
helfen können. Schließlich: fast alle Bücher, die sich mit dem Thema Bürger­
initiative beschäftigen, geben Adressen von Initiativgruppen an.

Günter Iff Dr. Hermann Lehmann
7312 Kirchheim/Teck 69 Heidelberg
Alte Plochinger Steige 119 Hauptstr. 58
Tel. 0 70 2 1 /3 5  85 
Bürgerinitiative: Rettet die Altstadt

Tel. 0 6 2 2 1 /2 0 5  03 
Bürgerinitiative: Bürger für 
Heidelberg

Klaus Renken
52 Siegburg 
Weiherstr. 17

Albertus Bujard 
69 Heidelberg 
Untere Buttengasse 2 
Tel. 0 6 2 2 1 /5 9 3 7 3  
Bürgerinitiative: Bürger für 
Heidelberg

Dr. Roland Günther
53 Bonn 
Steinweg 33

Weingartenbergstr. 17 
Tel. 0 73 5 1 /7  19 37

Egon Tempel 
795 Biberach

Bürgerinitiative: Bewahrt und 
gestaltet die Altstadt

Egon Tempel 
652 Worms/Leiselheim 
Pfeddersheimer Str. 69 
Tel. 0 6 2 4 1 /7 7 1 2 7  
Bürgerinitiative: Bewahrt und 
gestaltet das alte Rathaus
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